
die größte Einnahmesteigerung auf. Hier spiegelt sich die ver­
hesserte Gewin.nlage der Unternehmen, an die auch die Vor­
au:s·zahlungen angepaßt w~rden, .wider. 

· Bei der besonders konjunkturreagiblen Loh11steuer wirkle 
sich im ersten Halbjahr die Zunahme der Beschäftigten und 
der' Mehrarbeit so~ie die Lohn- und Gehaliserhöhungen in 
cincm)1fehraufkommen von 368 Mill. DM oder 23,9 °/o gegen­
iiber· d'em Vorjahr aus. 

Ausblick 

Die wirtschaftliche Entwiddung im ersten· Halbjahr war 
gekennzeichnet durch einen gegenüber dem Vorjahr noch be­
schleunigten Konjunkturaufschwung. Das komnit deutlich 
darin zum Ausdr.ud<, daß die Produktion der baden-württem­
bergischen Industrie um 19 0/o höher lag als in der gleichen 
Zeit ,!es Vorjahres. Eine· ähnliche Steigerung zeigen die Auf-

, tragseingänge, vor allem auch das in letzter Zeit wieder sehr 
lebhafte Auslandsgeschäft. Der Expansionsdrang der Wirl­
schaft spiegelte sich nicht zuletzt in den Anforderungen für 
zusätzliche Arbeitskräfte wider, die trot~ der großen Zahl 

· ausländische.r Arbeitskräfte nicht erfüllt werden konnten und 
iiber 160 000 angebotene Stellen offen li,eßen. Bei dieser boo~­
artige•! Entwid<lung blieb auch das allge~eine Preisbild nicht 
ohne Auftriebstendenzen, auch wenn die eigentlichen Kon-

sumgüter vorerst noch weniger davon betroffen wurden. So 
stellt sich die Ausgangslage dar für das zweite Halbjahr 1969. 

Da die große Nachfrage nach Investitionsgütern immer noch 
auf. ein·e ungebrochene Investitionsneigung der Industrie •, 
schließen läßt und die Auslandsaufträge eine beachtliche Höhe 
auf~eisen, kann auch anhand an.derer statistischer -Daten, für 
die allernächste Zeit nodi mit keiner Abflachung der Konjunk­
tur gerechnet werden. Nach dem Ergebnis des ersten Halb­
jahres un·d der· voraussichtlichen weiteren Entwid<lung läßt 
sich vielmehr .schon jetzt· sagen, daß in diesem Jahr, selbst 
wenn gegen Ende eine Beruhigung eintreten sollte, das gute 
letztjährige gesamtwirtschaftliche Ergebnis noch übertroffen 
wird. · · · 

Der sieh abzeichnenden Entwicklung hat das· Bundeswirt­
schaftsministerium bereits Rechnung getragen, denn es hat 
verlauten lassen; daß nunmehr in diesem Jahr mit einem 
Wachstum von 10,5 0/o gerechnet werden könne, Damit würden· 
die urspriingliehen Erwartungen weit übertroffen. Auch für 
Baden-Württemberg kann nach allen bisher' vorliegenden 
Anzeichen mit einem ähnlichen Ergebnis gerechnet werden. 

Das Statistische Landesamt wird die weitere Entwicklung 
aller Daten und konjunkturellen Indikatoren aufmerksam, 
verfolgen, so daß bereits im Dezember ein umfassender Jahres-
rüd<hlid< gegeben werden kann. Dr.· Georg Wuchter 

Be,,ölkerungsentwicklui1g in Baden-Württember~ seit 1952 

Die nach dem Zweiten Weltkrieg von den Besatzungsmäch­
ten geschaffene;, Länder Baden, Wii,rttemherg-Baden und 
Wiirnemberg-Hohenzollern hatten sich am 25. April 1952 
zum neuen Bundesland Baden-Wiirttemherg zusammenge­
sdilossen. Am ,30, April 1952 lebten im Gebiet des neugebil­
deten Landes nach der Bevölkerungsfortschreibung 6,616 Mill. 
Mcnschen 1• Vergleid,t man mit dieser Zahl das Ergebnis der 
Fortsdireibung zu Beginn. des Jahres 1969, wonach 'die gegen·­
wärtige Wohnbevölkerung Baden-Wiirttembergs !l 713 900 
Personen beträgt, so ergibt sid,, daß die Einwohnerzahl des 
Landes in 16,5 Jahren um et"'.a 2,1 Mill. gestiegen ist. Das be­
deutet, daß sich die Bevölkerung seit der Bildung des Landes 
im Jahre 1952 bis zur Gegenwart fast um ein Drittel vermehrt 
hat. Im Jahresdurchschni~t IJlachte die Bevölkerungszunahme 
fast 2 0/o aus. 

Der Bevölkerungszuwad1s, der iiher einen längeren Zeit­
raum angehalten hat, ist zweifellos als ungewöhnlich hod, zu 
hczci~hnen. Ein Vergleid, mit der früheren Enfwicklu'ng des­
seihen Gehie'tcs und außerdem ein Vergleich mit der Bevöl­
kerungsentwicklung der ·'!ndcren Länder in der Bundesrepu­
blik Deutschland mögen diese Feststellung bestätigen. 

Ruhigere B~völkern'ngsentwickhmg ,·or dem Krieg 

Die im Jahre 18Q5. zum Königreid, bzw. zum Großherzog­
tum erhobenen Staaten ·wiirttemberg und Baden umfaßten 
zusammen mit den 1806 souverän gewordenen beiden kleinen 
Fiirstentümern Hohenzollern (Hohenzollern-Hechingen und 
Hohenzollern-Sigmaringen) nach einer weitgehend bis etwa 

·· 1810 durchgeführten gehietlichen Konsolidierung fast den ge­
samten siidwcstdeutsd,en R~um. Da sich ·von Beginn des 19. 
bis Miüe des 20. Jahrhunderts in diesem Raum keine heden-· 
tende Gehietsänderung ergab, andererseits aber von den Teil-. . 

1 Die bc"ölkcru11gsstntis1i~d1cn Fcstnlcllungcn der Wolrnungszählung vom' 
25. Septcmhcr 1956 führten bei ollen Ländern des Bundesgebietes zu <lcm 
Ergebnis, claß tlic stiit tlcr Volkszählung· 1950 fortgcsdtriebenen Bc,·ölkc­
rungszohlcn ctwoi; iihcrhöht uml deswegen rüdtwirkcnd zu ändern waren. 
Dn di~ sol;c11nnn11:n „riidcgcsrhrichcncn Bevölkerungszahlen·• nur für die 
J~amlcs1rnmmc11 olrne jc,!c regionale oder fod1lirhc Üntcrglicderung cr­
!Helh wur1lc11, andererseits ahcr 1lie regionale ßc\'ölkerungsentwiddnng 
seit dem Jahre, 1952 im• Raume Umlcn-Wiirllcmbergs 1lemniidu;t in ein~m 
f;nt:onderten Beitrag untCri.:url1t werden soll, kommen in dieser Ahhart<l­
lung aus Grümlcn. 1lcr F.i11hei1lid1kcit 11111I Vergleidibarkcit - wenn nichts 
anderes \'Crmcrkl ist - nur die urspriinglid1cn Zahlen 1ler Bcvölkcrungs­
fortschreihung zur Darstellung. Einzelheiten iiher die rückgesd1richcne 
Wolmhc,·ölkcrung v,;I. Stati.,ti.,rl1c5 /lanrllmch Badch-Württcmberg 1958, 
s. 24. 

gebieten seither ausreichend zuverlässige Daten iiber den 
Stand der Bevijlkerung vorliegen, bereitet es keine größeren 
Schwierigkeiten, für das Gebiet des heutigen Landes Bad~n­
Wiirttemberg den Stand und damit die Entwicklung der Be-. 
rölkerung seit 1816 anzugeben. 1;, den ,Tabellen 1 und 2 .sind 
daher die entsprechenden Angaben über den Bevölkerungs­
stand und die Bevölkerungsentwicklung im· Gebiet des heuti- · 
gen Landes Baden-Württemberg wie vergleid1sweise auch im 
Bundesgebiet für einzelne Zeiträume von 1816 bis 1939, zu­
sammengestellt. Ganz deutlich zeigt sich da~in, daß vor dem 
Ersten W cltkrieg und zwisd,en den· beiden Weltkriegen die 
Bevölkerungsentwiddun·g i~ Gebiet des Landes Ba4en-Würt­
temberg wesentlich ruhiger als heute, verlaufen ist,-

. In der gesamten Zeit ist die durchschnittliche Bevölkerungs­
zunahme pro Jahr nur in drei Epochen über 0,8 0/o, nie indes-. 
~en 'über 0,9 0/o hinausgegangen .. Die verhäftnismäßig 'stä.~kste 
Bevölkerungszunahme wur~e in deri Zeitspannen von 1816 
bis 1834 (jahresdurchschnittlid,e Zun~hme von 8,2 auf 1000 
Einwohner), YOn 1871 his 1880 · (8,3) und von 1933 hi~ 1939 
(9,0) verzeidmet. In einer _anderen · zeitlichen Zusammen­
fassung läßt sich die Bevölkerungsentwid<lung im Gebiet 
Baden-Württembergs zwischen dem deutsch-fran"~ösischen 
Krieg von 1870/71 und dem Ersten Weltkrieg sowie. ferner 

Tabelle I Bevölkerungsstand und jährliche Bevölkerungszunahme 
bn Gebiet-des Lande, Baden-Württemberg und im 

Bundesgebiet (ohne Berlin) 1816 bis 1939 

Bevölkerung Zunahme pro Jllhr 

' gegenüber Stand vorherl) 

, Tag :".d··1 Bun- :~.\- 1 Bun- B".d·-1 Bun- :~d.-·, Bun-
urt- des- ur - des- Wurt- des~ urt- des-

der ·volkszählung tem- · . tem- . tem- • . iem- gebiet b gebiet b gebiet b gebiet erg · erg erg erg 

1000 1816-1000 1000 auf 1000 
Einwohner 
------

Dez. 1816 ........ 2 472 13 595 1 000 1 000 - - - -
Dez. 1834 ...... , . 2 862 16 018 1 158 1 178 22 135 8,2 9,1 
3. ·12. 1852 ······· 3 161 17 962 1 279 1 321 17 108 5,6 .6,4 
1. 12. 1871 ······· 3 349 19 930 1 355 1466 10 104 3,1 5,5 
1. 12. 1880 ....... 3 613 22 099 1 462 1 626 29 241 8,3 11,6 
1. 12. 1900 ······· 4 107 28 192 1 661 2 074 25 305 6,5 12,3, 
16. 6. 1925 ······· 4 964 36 463 2 008 2 682 35 338 7,7 10.5 
16. 6. 1933 5 186 38 263 2 098. 2 814 28 

1 

225 . 5,5 6,1 
17. 5. 1939 ······· 5 476 40 248 2 215 2 961 48 331 9,0 8,6 

. 'H Zunahme gegenüber dem in der vorhergehenden Zeile aufgeführten .Be­
völkerungsstand. 

229 



Tabelle 2 Bevölkerungsentwicklung im Gebiet des Landes 
Baden-Württemberg und im Bundesgebiet ( ohne Berlin) 

1816 bis 1939 

Zeitraum 

Bevökerungs­
zunahme 
insgesamt 

Geburten­
überschuß 

Zu- bzw. Ab­
wanderung,- (-) 

überschuß 

~i:i· i Bun?es- ~~et• 1 Bundes- ~i;i- 1 Bun?es-
temberg j gebiet te:;e;g gebiet temberg I gebiet 
t---l~0~00~--,--~1000-- ---1~ 

--------11----,--- i 

1816 bis 1834 .... . 
1834 bis 1852 .... . 
1852 bis 1871 .... . 
1871 bis 1880 .... . 
1880 bis 1900 .... . 
1900 bis 1925 .... . 
1925 bis 1933 .... . 
1933 bis 1939 .... . 

390 
299 
188 
264 
494 
857 
222 
290 

2 423 
1944 
1968 
2 169 
6 093 
8 2il 
1 800 
1 985 

467 
529 
488 
383 
789 

1 088 
246 
232 

2 64•1 
3 033 
3428 
2 232 
6 369 
7 041 
1 819 
1 668 

- i7 
- 230 
- 300 
- 119 
- 295 

1 

- 231 
- 24 

58 

- 221 
- 1 089 
- 1 460 
- 63 
- 276 

1 230 
19 

- 317 

zwischen clcn beiclen Weltkriegen an den seincrzeitigen Volks­
zählungsergebnissen clarstellen. Danach 'trat in der Zeit zwi­
schen den Volkszählungen von 1871 und 1910 - bezogen auf 
den Bevölkerungsstand von 1871- eine Bevölkerungszunahme 
von ins.gesamt 39 °/o ein, was für den gesamten Zeitraum von 
39 Jahren eine Zunahmequote von 1 0/o pro Jahr ausmacht. 
Von 1910 bis 1939 betrug der Bevölkerungszuwachs 18 0/o, das 
heißt pro Jahr 0,6 O/o2• 

Der absoluten Zahl nach übertrifft die gegenwärtige clurch­
schnittliche Jahreszunahme der Bevölkerung die Zunahme 
früherer Zeiträume ohnehin um ein Mehrfaches. In dem Jahr­
zehnt vor dem Ersten Weltkrieg betrug die Zunahme im Ge­
biet des heutigen Bundeslandes Baden-Württemberg jäh.rlich 
runcl 54 000 Einwohner und zwischen den beiden Weltkriegen 
etwa 40 000 Einwohner, während es seit d'er Gründung im 
Jahr 1952 bis zur Gegenwart mehr als 130 000 Einwohner wa­
ren, clie d,as neue Bundesland im Durchsdmitt jedes Jahr als 
Bevölkerungszunahme zu verzeichnen hatte3• Es versteht sich 
von selbst, daß bei der genannten Größenordnung des Bevöl­
kerungszuwachses ein gewaltiger Einfluß auf die gesamte Ent­
wicklung des Landes ausgegangen ist. Am sichtbarsten dürfte 
sich dies in cler claraus erwachsenden Steigerung der Leistungs­
kraft uncl der damit verbundenen Aufgabenstellung für clie 
Allgemeinheit gezeigt haben. 

Höehster Zuwachs von allen Bundesländern 

Beim Vergleich der Bevölkerungsentwicklung cles Landes 
Baden-Württemberg mit der Entwicklung in den übrigen Bun­
desländern kommen die beiden Komponenten der Bevölke­
rungsentwicklung - natürliche Bevölkerungsbewegung und 

! Vgl.: Bevölkerungsentwicklung in Baden-Württemberg von 1871 bis 1961 
(Zur Herausgabe des Historisdien Gemeindeverzeichnisses) in Statistische 
Monatshefte Badcn-Würtiembcrg, Heft 7/1966, S. 194 ff. 

:, Vgl.: Rekord der Bevölkerungnunahme in Statistische Monat1he/te Haden­
Württcmbcrg, Heft 4/5/1962, S. 101 ff. 

Wandcrungshewegung - in den einzelnen Ländern auf Grund 
unterschiedlicher Verhaltensweisen, Strukturen, äußerer Ein­
fliisse usw. durchaus unterschiedlich zum Zuge. Besonderes 
Augenmerk ist bei cliesem Vergleich unter allen Umständen 
der Komponente der Wanderungshewegung zu widmen. Diese 
ist nämlich während der ersten Nachkriegszeit in den einzel­
nen Bundesländern in iiberaus unterschiedlichem Ausmaß zum 
Tragen gekommen. 

Ein großer Teil der Menschen der deutschen Ostgebiete, die 
gegen Kriegsende und kurz danach als Flüchtlinge oder Ver­
triebene westwärts zogen, sorgte sich heim Verlassen der Hei­
mat anfänglich nur um die Erhaltung des nackten Lehens. 
Beim Erreichen westlicher Gebiete begannen viele dieser Men­
schen sich daher sofort in Sicherheit zu fühlen. Sie ließen sich 
an Ort und Stelle nieder. So nahmen in cler ersten Nachkriegs-­
zeit Schleswig-Holstein, Niedersachsen und Bayern weit mehr 
Flüchtlinge und Vertriebene auf als die anderen Länder4• Erst 
in der Folgezeit, als sich bei den Vertriebenen die persönliche 
Arbeit und die Sorge um die Familie zu regen und als sich das 
politische Lehen wieder zu formen begannen, kam es auch 
innerhalb der Bunclesrepuhlik zu einer mehr oder weniger, 
gelenkten Umsiedlung von Hunderttauscnden. 

Sollen die hier nur angedeuteten Unterschiede der Bevölke­
rungsen twiddung nicht vernachlässigt werden, so ist notwen­
digerweise von einem Zeitpunkt auszugehen, cler für alle Län­
der die gleiche Voraussetzung bietet. Am geeignetsten dafür 
erscheint cler Stichtag der letzten Volkszählung vor dem Zwei­
ten Weltkrieg, wenn auch damals die einzelnen Läncler im 
jetzigen Umfang noch nid1t bestanden uncl das Bundesland 
Baden-Württemberg sogar erst einige Jahre nad, dem Krieg 
gegründet wurde. 

In cler Zeit von der Volkszählung am 17. Mai 1939 bis zum 
Beginn des Jahres 1969 stieg die Zahl der Bevölkerung im 
Bundesgebiet einschließlich Berlin (West) fast um 17,5 Mill., 
das ist eine Zunahme um gut zwei Fünftel (40,60/o). Im Gebiet 
des heutigen Landes Baden-Württemberg betrug der Bevölke­
rungszuwachs in der genannten Zeit aber ebe.nso wie in Schles­
wig-Holstein nahezu drei Fünftel (59,10/o). Der Zuwachs in 
diesen beiden Gebieten lag damit nicht nur deutlich über eiern 
Bundesdurchschnitt, sondern sogar an cler Spitze aller heuti­
gen Bundesländer. Nach Baclen-Württemberg uncl Schleswig­
Holstein rangieren hinsichtlich der Zuwachsrate Niedersachsen 
mit 55,1 0/o und Hessen mit 53,3 0/o vor Bayern mit 46,9 0/o 
und Nordrhein-Westfalen mit 42,0 0/o. Das Bevölkerungs­
wachstum lag bei den übrigen Ländern unter dem Buncles­
clurchschnitt. So betrug, wie Tabelle 3 zeigt, die Zunahme­
quote in Bremen 34,0 0/o, im Saarland 24,1 0/o, in Rheinland­
Pfalz 23,l"O/o und in Hamburg 6,50/o, während Berlin (West) 
in den letzten dreißig Jahren einen Bevölkerungsverlust von 
22,1 0/o aufzuweisen hatte. 

4 Vgl.: Die Wanderungsbewegung Baden-Württembergs in Statistische Mo­
natshefte Baden-Württemberg, Heh 5/1969, S. 119. 

Tabelle 3 Bevölkerungsentwicklnng in den Ländern des Bundesgebiets 1939 bis 1969 

Wohnbevölkerung in 1000 Zu- bzw. Abnahme(-) 1969 gegenüber 
Land 17. Mai 113. Septem-1 1. Januar 

1 

1. Januar 1939 1950 1952 
1939') her 19501) 1952 1969 1000 1 % 1000 1 % 1000 1 % 

Schleswig-Holstein ..•................ 1 589,0 1 2 594,6 2 469,4 2 528,i 939,7 59,l - 65,9 1- 2,5 59,3 2,4 
Hamburg ........................... 1 711,9 1 605,6 1 614,3 1 822,8 110,9 6,5 217,2 13,5 208,5 12,9 
Niedersachsen ....................... 4 539,7 6 797,4 6 655,4 7 039,2 2 499,5 55,1 241,8 3,6 383,8 5,8 
Bremen ............................ 562,9 558,6 566,9 754,2 191,3 34,0 195,6 35,0 187;3 33,0 
Nordrhein-Westfalen ················ 11 934,4 13 196,2 13 366,0 16 950,5 5 016,1 42,0 3 754.3 28,4 3 584,5 26,8 
Hessen ···························· 3 479,1 4 323,8 4 313,6 5 333,2 1 854,1 53,3 1 009,4 23,3 1 019,6 23,6 
Rheinland-Pfalz ···················· 2 960,0 3 004,8 3 042,6 3 644,5 684,5 23,1 639,7 21,3 601,9 19,8 

Baden-Württemberg . ................. 5 476,4 6 430,2 6 469,1 8 713,9 3 237,5 59,1 2 283,7 85,5 2 244,8 84,7 

Bayern ..... ,,., •. ,., .•............. 7 084,1 9 184,5 9 099, 7 10 405,6 3 321,5 46,9 1 221,1 13,3 1 305,9 14,4 
Saarland ··························· 909,6 944,7') 956,5 1 128,9 219,3 24,1 184,2 19,5 172,4 18,0 
Berlin (West) ······················· 2 750,5 2 147,0 2 172,3 2 141,4 - 609.1 -22,1 - 5,6 - 0,3 -30,9 - 1,4 

Bundesgebiet ....................... 42 997,6 50 787,3 50 726,0 60 463,0 17 465,4 40,6 9 675,7 19,1 9 737,0 19,2 

1) Gebietutand 31. 12. 1957. - ') Wohnbevölkerung am 31. 8. 1950. 
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Der Untersuchung der Bevölkerungsentwicklung lassen sich 
unter Zuriickstellung der vorhin genannten Argumente auch 
die Ergehnisse der Volkszählung 1950 zugrunde legen. Zwi­
schen der Volkszählung am 13. September 1950 und Beginn 
des Jahres 1969 ist die Bevölkerung im Gebiet der Bundes­
republik einschließlich Berlin (West) um 9,676 Mill. Personen 
oder 19,1 0/o gewachsen. In diesem Zeitraum hetrng der Be­
völkerungszuwachs im Gebiet des heutigen Landes Baden­
Württemberg 35,5 0/o. Damit wurden die entsprechenden Zu­
wachsraten aller Bundesländer übertroffen. Dem südwestdeut­
schen Bundesland am nächsten kamen in diesem Zeitraum 
Bremen (35,0 0/o) und Nordrhein-Westfalen (28,4 0/o), gefolgt 
von Hessen (23,3 0/o), Rheinland-Pfalz (21,3 °/o) und Saarland 
(19,5 0/o). Unter dem Bundesdurchschnitt von 19,1 0/o lag die 
ßevölkerungszunahme in Hamburg (13,5 0/o), Bayern (13,3 0/o) 
und Niedersad1sen (3,6 0/o). Ein Bevölkerungsverlust trat seit 
1950 in Berlin (West) (- 0,30/o) und in Schleswig-Holstein 
(- 2,50/o) ein. 

In den ersten Jahren nach dem Kriege erfaßte die durch 
Flucht und Vertreibung der Bevölkerung aus den deutschen 
Ostgebieten bewirkte Zuwanderung das Gebiet des heutigen 
Bundeslandes Baden-Wiirtt<'mberg zahlenmäßig weit sd1wä­
cher als die Gchietc der (späteren) Länder Sd1leswig-Holstein, 
~icdcrsachscn und Bayern. Ursprünglich beschränkte sich in 
unserem Gebiet die Aufnahme von Flüchtlingen und Heimat­
vertriebenen auf die damalii;c a111erikanisd1e Zone (Gebiet 
der heutigen Regierungsbezirke Nordhaden und Nordwürt­
temberg, die von den Besatzungsmächten zu dem Land Wiirt­
temberg-Baden zusammengeschlossen wurden), während in 
der französischen Zone (Gehiet der heutigen Regierungsbe­
zirke Südhadcn und Südwürttemberg-Hohenzollern, aus 
denen die Länder Baden und Wiirttemberg-Hohenzollern ent­
standen) die Zuweisung von Flüchtlingen in größerem Um-
fang erst nach 1949 cinsetztc5• • 

Nach 1950 holte dann die Entwicklung im Gebiet des Lan­
des Badcn-Wiirttemberg die Nachkriegsentwicklung anderer 
Länder nicht nur in Kiirze zahlen- und· anteilmäßig ein, son­
dern überholte sie sogar im Laufe der Jahre. Diese Phase 
setzte zeitlich in etwa mit der Bildung des neuen Bundes­
landes Baden-~1ürttemherg ein. 

Zweifellos sprechen gewichtige Gründe dafür, den Vergleid1 
der Bevölkerungsentwicklung auf einen Zeitpunkt mit glei­
chen Voraussetzungen für alle Länder abzustellen. Aber ange-

5 Vgl. hierzu <lic Ausfiihrungeu iihcr (lic untcrsrhicdlidae Be\'ölkcrungs­
cntwiddung in <lcn alten Ländern ,·011 Josef Griesmeier: Die Entwicklung 
<lcr Wirts<'hart 1111d der ßcvölkcrung \'Oll ßa(len und ~'ürttemherg im 19. 
1111d 20. Jal1rh111ulcrt, iu J,d,rbiidicr /iir Statistik uml L,mde.skun,lc vo11 

ßadcn-Wiirttembcrg. Stuttgart ]95,l, S. 121 ff., insbes. S. 172 f., 220i fer­
ner: Die Wohnhcvi:Hkcrung in ßadcn-Wiirttcmbcrg (erste Ergebnisse der 
Volkszählung vom 6. 6. ]961 mit Vcrgleid1szahlcn von 1939, 1950 und 
1956) in Statisti5dw Monntslie/te Badcn-Wiirtlcmberg, Heft 7/1962, S. 239. 

sichts der zuletzt geschilderten Sachlage muß der fragliche 
Vergleich notwendigerweise auch bei dem Jahr 1952, eben 
dem Gründungsjahr des neuen Bundeslandes, angesetzt wer­
den. Gleichzeitig wiirde ein solmer Vergleich - allerdings nur 
auf dem kleinen T~ilgebiet der Bevölkerungsentwicklung mit 
den sich daraus ergehenden Konsequenzen - die Untersuchung 
der Frage ermöglichen, ob bei der Bildung des Landes ange­
strehte Ziele verwirklicht werden konnten. Soweit diese Ziele 
mit dem Thema der Bevölkerungsentwicklung in Verbindung 
stehen, soll im Rahmen der regionalen Untersuchung noch 
kurz auf sie eingegangen werden. 

Das bevölkerungsmäßige Gewicht Baden-Wiirttembergs hat 
sich seit der Gründung des Landes laufend verstärkt, weil alle 
Jahre hindurch ein überdurchschnittlicher Bevölkerungszu­
wachs zu verzeichnen wal". Anfang 1952 stellte das neue Bun­
desland rund ein Achtel (12,75 0/o) der Bevölkerung des Bun­
desgebiets einsmließlim Saarland und Berlin (West). Anfang 
des Jahres 1969 macht der Anteil Baden-Württembergs da­
gegen ein Siebentel (14,410/o) aus. In Baden-Württemberg 
betrug der Bevölkerungszuwachs in der genannten Zeit 
34,7 0/o. Er liegt damit höher als die Zuwachsiaten aller ande­
ren Bundesländer6 • Die nächsthöchsten Zuwachsquoten nach 
Baden-Württemberg weisen die Länder Bremen (33,0 0/o), 
Nordrhein-Westfalen (26,8 0/o) und Hessen (23,6 0/o) auf. 
Rheinland-Pfalz (19,8 0/o) bleibt noch knapp über dem Durch­
schnitt des Bundesgebiets von 19,2 0/o. Hingegen erreicht in 
allen übrigen Ländern der Bevölkerungszuwachs in der Zeit 
von 1952 bis Anfang 1969 nicht den Bundesdurchschnitt. Dazu 
zählen Saarland (18,0 0/o), Bayern (14,4 0/o) und Hamburg 
(12,9 0/o). Als letzte in dieser Reihenfolge erscheinen Nieder­
sachsen (5,8 0/o), Schl~swig-Holstein (2,4 0/o) sowie schließlich 
Berlin (West), das einen Bevölkerungsverlust (- 1,40/o) auf­
weist. (Vgl. auch das Schaubild auf der Umschlagseite. 

Zeitliebe Schwankungen in der Entwicklung 

Die jährlime Bevölkerungszunahme betrug mit Ausnahme 
von 1967 mehr als 100 000 Personen. Sogar mehr als 150 000 
Personen machte die Zunahme in den Jahren 1953, 1960 bis 
1962 und 1963 aus, wobei im J_ahr 1961 mit 180 490 Personen 
die höchste Jahreszunahme zu verzeichnen war. Jeweils fast 
150 000 Personen wurden als Bevölkerungszunahme in de11 
Jahren 1954 bis 1956, 1964 und 1968 festgestellt (vgl. Ta­
belle 4). 

Die Schwankungen in der Höhe der jährlichen Bevölke­
rungszunahme sind überwiegend auf stärkere Unterschiede 
in den W anderungssalden zurückzuführen, während sich bei 
den Geburtenüberschüssen mit Ausnahme der letzten Jahre 

6 Dem Vergleid1 der Bevölkerungsentwicklung in den Liinder11 des Bundes­
gebiete für die Zeit seit Anfang 1952 liegen clie in Fußnote 1 erwähnten 
riickgeschriebenen Bevöllrnrungszahlen zugrunde. 

Tabelle4 Bevölkerungsbilanz l 952 bis 1968 

1 Zu- Fort- Wanderungs-

1 

Bevölkerung 
Jahr 

Lebend- i Gestorbene 
1 Geburten- --- ------ --- -- gewinn(+) 

Bevölkerungs- am 
geborene 

1 1 überschuß 
züge -verlust (-) zunahme 

1 
31. Dezember 

1 --- -- ---- - - --- --

1 

1952 ······· 108 921 69 332 i 39 589 517 762 448 000 + 69 762 109 351 6 696 756 
1953 

1 
166 456 6863212 ······· 110 63'1 75 631 35 003 622 843 •191 390 + 131 453 

1954 ······· 11•1 566 70 108 44 458 659 830 559 361 + 100469 144 927 7 008 139 
1955 •...... 118 015 73 643 44 372 670 lbl 566 014 + 104 147 148 519 7 156 658 
1956 ....... 125 9•11 75 78•1 

1 

50 157 677 028 583 966 + 93 062 143 219 7 164 733 1) 

1957 ....... 130 302 79 417 50 885 675 254 588 947 + 86 307 137 192 7 301 925 
1958 ....... 133 806 7-1826 1 58 980 674 080 601 978 + 72 102 131 082 7 433 007 
1959 ....... 140 842 76 640 64 202 679 048 615 559 + 63 489 127 691 7 560 698 
1960 •...... 145 353 82 251 63 102 720 419 617 360 + 103 059 166 161 7 726 859 
1961 ....... 152 487 79 197 73 290 758 224 651 024 + 107 200 180 490 7 838 682 1) 

1962 ....... 15-1047 80 640 73 407 761 452 682 903 + 78 549 151 956 7 990 638 
1963 ....... 158 750 85 975 72 775 772 631 727 709 + 44 922 117 697 8 108 335 
1964 ....... 160 988 81 615 79 373 841 733 772 044 + 69 689 149 062 8 257 397 
1965 ......• 158 742 

1 

85 941 72 80t 882 502 786 498 + 96 004 168 805 8 426 202 
1966 ....... 160 802 86 600 74 202 876 007 842 305 + 33 702 107 904 8 534 106 
1967 ......• 155 617 1 87 276 68 341 750 898 787 860 - 36 962 31 379 8 565 471') 
1968 ......• 147 961 93 263 54 698 830 548 736 824 + 93 724 148 422 8 713 893 

1} In den Jahren 1956 11111I 1961 wunlcn <lic fortgcsd1richeuen Bevölkerungszahlen auf Grund der Ergebnisse aus den Bevölkerungszöhlungen dieser beiden 
Jahre bereinigt. - ~) GehictsabtrelUug an «lic Schweiz mit Wirkung vom 20.7.1967 (14 Personen). 
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eine zwar steigende, aber doch nahezu stetige Entwicklung 
zeigte. Abgesehen vom Jahr 1967, in dem Baden-Württemberg 
einen Wanderungsverlust von fast 37 000 Personen aufwies. 
wurden jährlich W anderungsgewinne für das Land festge'. 
stellt. Bei letzteren bestehen allerdings Differenzen bis zu 
fast 100 000 Personen. So wurde beispielsweise im Jahr 1966 
ein Wanderungsgewinn von 33 700 Personen, im Jahr 1953 
aber ein solcher von 131500 Personen ermittelt. Schon anhand 
dieser wenigen Zahlen läßt sich klar erkennen, daß die Wan­
derungsbewegnng in Baden-Württemberg sehr wechselhaft 
verlief und im Saldo der Zu- und Fortzügc damit auch zu einer 
ungleichmäßigen Gesamtentwicklung der Bevölkerungszahl 
im Lande führte. 

Natürliches Wnchstum weitgehend konstant 

Zunächst befaßt sich die Untersuchung mit der Kompo­
nente der Bevölkerungsentwicklung, deren Einfluß auf das 
gesamte Wachstum der Bevölkerung verhältnismäßig konstant 
blich, nämlich mit dem Geburtenüberschuß. Der Geburten­
überschuß bzw. das Geburtendefizit versteht sich in der natiir­
lichen Bevölkerungsbewegung als rechnerischer Saldo zwi­
echcn Lebendgeburten und Sterbefällen. Überwiegt die Zahl 
der Geborenen, so ergibt sich ein Geburtenüberschuß, ist die 
Zahl <ler Gestorbenen größer, so spricht man von einem Ge­
hurtendefizit oder einem Sterbeüberschuß. 

Vom Zeitpunkt der Bildung des Bundeslandes Badeu-Wiirt­
temherg an erhöhte sich die Zahl der Lebendgeburten von 
Jahr zu Jahr bis 1964. Im darauffolgenden Jahr nahm die 
Zahl zwar leicht ab, stieg aber 1966 wieder ungefähr auf die 
1964 erreichte Höhe. Von 1967 ab trat dann eine auffallende 
Abnahme der Geburtenzahlen ein. Dieser Rückgang war recht 
beträchtlich: Im Jahr 1966 waren es 160 800 Lebendgeburten, 
dagegen 1967 nur 155 600 und 1968 knapp 148 000. An der 
jeweiligen Bevölkerungszahl gemessen hatte der Rückc;rng 

der Geburtenhäufigkeit schon mehrere Jahre friiher einge­
setzt. Auf diese Sachlage wurde bereits im Sommer 1963 hin­
gewiesen, als sich der seit 1953 von Jahr zu Jahr anhaltende 
Anstieg der Geburtenziffer 1962 nicht mehr fortsetzte. Im 
Jahr 1962 erhöhte sich zwar die Zahl der Lebendgeburten in 
Baden-Wiirttemherg gegeniiber dem Vorjahr, doch entsprach 
die Zunahme nicht <lern zwischenzeitlichen Bevölkerungs­
wachstum, so daß die auf 1000 Einwohner bezogene Geburten­
ziffer von 19,7 auf 19,4 abfiel. Damals wurde zum Ausdruck 
gebracht, daß diese Eniwicklung in etwa erwartungsgemäß 
kam, ,.da die Geburtenzahl weitgehend von der Heiratsfre­
quenz bestimmt wird, die Eheschließungsziffer aber bereits 
von 1959 bis 1961 bei 9,3 je 1000 Einwohner verblieben und 
1962 auf 9,2 zuriickgegangen war7." 

Bei der Abnahme der Geburtenzahlen und bei <lern schon 
einige Jahre vorher beobachteten Rückgang der Geburten­
häufigkeit handelt es sich um eine allgemeine Erscheinung, die 
sich nicht auf Baden-Württemberg beschränkt, sondern die 
überall im Bundesgebiet auftritt. Die Hauptursad1e <lafiir 
dürfte darin bestehen, <laß - wie auch in dem vorhin zitierten 
Bei trag schon ausgefiihri worden ist - die Geburtsjahrgänge, 
aus denen zur Zeit ein großer Teil der Eheschließenden und 
der gebärenden Mütter kommt, aus der Zeit vor un<l nach 
Beendigung des Zweiten Weltkrieges stammen und im Ver­
gleich zu anderen Jahrgängen außerordentlich schwach hcsetzt 
sind. So betrug beispielsweise in Baden-Wiirttembcrg die Zahl 
der Frauen im Alter zwischen 20 und 25 Jahren anfangs 196:l 
etwa 340 000, fiinf Jahre später - also zu Beginn des Jahres 
1968- trotz der inzwischen erfolgten Gcsamtz1111ahme der Ein­
wohnerzahl um gut 7 0/o nur noch etwa 265 000. 

Das Stagnieren bzw. Abfallen der allgemeinen, auf die Ge­
samtbevölkerung bezogenen Eheschließungs- und Gehurten­
ziffern dürfte neben den bereits kurz erwähnten Besonder­
heiten des Altersaufbaus zu einem erheblichen Teil auch cb­
mit zu erklären sein, daß die Zahl der ausländischen Arbeits­
kräfte, die bei der Wohnbevölkerung des Landes mitgezählt 
werden, in den letzten Jahren stark angestiegen ist, ohne daß 
bei diesem Personenkreis Eheschließungen und Geburten in 
Baden-Wiirttemberg im gleichen Umfang wie bei der einhei­
mischen llcvölkerung stattfinden. In diesem Punkt ist man 
allerdings nur auf allgemeine Beobachtungen angewiesen, da 
das dazu benötigte Zahlenmaterial weitgchentl fehlt. Umge­
kehrt braucht in diesem Zusammenhang auch nicht besonders 
betont zu werden, <laß die allgemeinen Eheschließungs- und 
Geburtenziffern für die Beurteilung der gegenwärtigen Hei­
rats- und Geburtenhäufigkeit nicht ausreichen. 

Trotz der Einschränkung, die hinsichtlich der Geburtenhäu­
figkeit für die letzten Jahre gilt, ist festzustellen, <laß in dem 
Zeitraum von 1952 bis 1968 die Zahl der Lebendgeburten 
stärker gestiegen ist als die der Sterbefälle, mit dem Resultat, 
<laß sich der Geburtenüberschuß laufend erhöht hat. Auf den 
jeweiligen Bevölkerungsbeatan<l bezogen, hat sich die Gebur­
tenhäufigkeit von 16,4 im Jahre 1952 bis auf 19,7 in den Jahren 
1961 und 1963 gesteigert, ist dann allerdings von diesem Zeit­
punkt ab zunächst langsam, anschließend aber in den beiden 
letzten Jahren stärker bis auf 17,1 im Jahre 1968 zurückge­
gangen. Die Sterblichkeit dagegen ist in dem genannten Zeit­
raum weitgehend konstant geblieben, sieht man davon ab, 
daß in einzelnen Jahren eine Grippeepidemie auftrat, die un­
mittelbar oder auch nur mittelbar (das heißt im Zusammen­
wirken mit anderen Todesursachen) die Sterblid1keit vor­
iibcrgehend stark ansteigen ließ8• In den Jahresziffern der 
Sterblichkeit wirkten sich seihst solche Grippegipfel nicht son­
derlich aus, denn in den Jahren 1952 bis 1968 lag die Sterbe­
ziffer in Baden-Württemberg durchweg bei Werten zwischen 
10 und 11 je 1000 Einwohner, mit zwei geringen Ausnahmen, 
und zwar einmal leicht iiber dieser Spanne mit 11,2 (1953) 
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7 Vgl.: Die ßevölkerungsenfwickluug seit der Volkszählung in Statistisdie 
Monatshefte Baden-Würllemberg, Heft 8/1963, S. 225. 

8 Vgl.: Allgemeine Sterbetafel für Baden-Württemberg 1960/62 in Stali­
.stisdie Monatshefte Baden-Württemberg, Hefl 9/1965, S. 245 ff., insbes. 
s. 247. 



und zum andern knapp darunter mit 9,9 (1964)". Bei den ver­
hältnismäßig niedrigen Sterbeziffern des Landes Baden-Würt­
temberg wirkt sich die hohe Zahl der ausländischen Arbeits­
kräfte verständlicherweise ·umgekehrt aus wie bei den Gebur­
tenziffern. 

Zowanderong neuerdings stark von wirtschattlieh~n 
l<'aktoren bestimmt 

Die zweite Komponente der Bevölkeru.ngsei:ttwicldung ist 
die W a11clerungsbewegung, die im Ergebnis als rechnerischer 
Saldo zwischen Zu-. und Fortzügen entweder als Wanderungs­
gewinn oder als Wanderu'ngsverlust einer Bevölkerung in Er-

. scheinung tritt. Daß aus der Wanderungsbewegung neben.der 
unmittelbaren Wirkung auf den Bevölkerungsstand auch mit­
telbare Folgen auf die B~völkerungsentwicklµng (natürliches 
Wachstum, strukturelle Änderungen usw.) ausgehen können, 
sei nur am Rande vermerkt. Wie bereits angedeutet wurde, 
hat.nach dem Zweiten Weltkrieg gerade die Wanderungsbewe­
gung die Bevölkerungsentwicklung in den Ländern der B11:n­
desrep'ublik seh~ untersd,iedlich beeinflußt (vgl. auch Schau-

_ bild 1). 
Iu der Untersuchung „Die Entwicklung der Wirtschaft und 

<lcr Bevölkerung von Baden und Württemberg im 19. und 
20. Jahrhunder.t" bemerkt Gricsmcier: ,,Während vordem die 
natiirliche Bevölkerungsbewegung wie auch die Wanderungen 
ganz intensiv auf die Verbesserung und die Verschlechterung 
des Wirtschaftslebens reagierten, formten ab 1945 in viel 
höherem Grade andere als wirtscliaftliche Tatbestände die 
Bevölkerungsvorgänge ... Im Vergleich dazu (gemeint ist die 
Wanderungsbewegung) hat <las natiirliche Wachstum, getragen 
vom Überschuß der Geborenen über die Gestorbenen, sehr 
stark an Bedeutung verloren10". Zweifellos hat Griesmeier ,im - . 
Jahr 1945 zu Recht festgestellt, daß nach Kriegsende in viel 
höherem Grade andere als wirtschaftlid,e Tatbestände die Be­
völkerungsvorgänge formten. Gemeint sind damit vor allem 
politische Faktoren, denn die Be:völkerungsen]wicklüng der 
Nachkriegsjahre wurde weitgehend von den Hunderttausendeu 
von Fliichtlingen und Heimatvertriebenen bestimmt, die ihrer­
seits gezwungen waren, sich eine neue Bleibe zu suchen. Die 
,lamals von Griesmeier geäußerte Ansicht galt allerdings nur 
fiir eine hcschriinktc Zeitspanne. Von der zweiten Hälfte der 
fiinfziger .1 ahre an bestimmten in zunehmendem Maße auch 
wie<le,' wirtschaftliche.Faktoren die Bevölkerungsentwicklung. 

Anläßlich des zehnten Jahrestages der Bildung des Landes 
Dadcn-Wiirttcmherg -wurde unter· anderem auf die außerge­
wöl111liche Bevölkerungszunahme des Landes ·seit 1952 hinge­
wiesen und dazu hem~rkt, daß sie hauptsächlich die gleichzei­
tige enorme V crstärkung der wirtschaftlichen Leistungskraft 
Baden-Wiirttemhergs ermöglicht habe. Die damit verbundene 
Vermehr~rng der menschlid,en Arheitskräfte hätte eine lau­
fende Ausweitung des Wirtscliaftspotentials erlaubt und durch 
dessen Ausdehnung seien wiederum neue Existenzmöglich­
keiten geschafTen worden. Ausdriic.klich wurde darauf abge-

. hoben, daß die „gegenseitige Abhängigkeit von Bevölkerungs­
und Wirtschaftswachstum" <lurcl, die Entwicklung in Baden­
Wiirttemherg im letzten Jahrzehnt besonders eindrucksvoll 
bestätigt worden sei11 • 

Zweifellos bestehen zwisdien Bevölkerung•· und Wirt­
schaftswadtstum gewisse Wed,selwirkungen. In diesem Zu­
sammenhang ist jedod, besonders zu betonen, daß sich beide 
Erscheinungen nicht unheclingt im parallelen Gleichmaß ent­
wickeln miisscn; etwa mit der Konsecp1enz, daß ein -bestimm­
tes Bevölkerungswachstum automatisd, ein ebenso bestimmtes 

u Zur ·z(:il wircl au einer cingd1cmlcn Analyse ühcr 1lic langfristige Ent­
widdung ,l,:r Stcrl,lid,kcil im Gchict ,Jci; Lnmlcs Badcn-Wiiruc·mherg 
gcarhcitt:t. Die Ergchnissc dieser U111cri,;udn111g sollen in Kiirzc \'orgelegl 

wcr1lc11. - · 
10 }o:wf Gricsmcicr, a. n. 0 .. S. 217. 
11 Vgl.: Rckonl ,lcr ß1:-.·iilkcrungszu11ahmc in Statisti8NH! Monatshefte 

ßt1dcn- \f1iirllcmlwrg, lleft 4/5/1962, S. 102. - Zur Frage der Al,hängig­
kcit von Bcviilkcr1111g1,- 11111I Wirtf!du1ftswafflst11m "SL u. ·a._ nud, llcrmann 
llmu: Der wirtsd1aftlichc 111111 soziale Umsrhid1tu11gsprozeß in Ohersd1wa­
bc11, in Juhrbiichcr /iir Stati!tih und tandesl.-unde uon Baden• Wiirttern• 
berg. S11111garl 1961, S. 63. 

Altersaufbau der Bevölkerung Baden -Württembergs 
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Wachstum in wirtsd1aftlid1er Beziehung mit sich bringt. In 
den vergangenen Jahren hat sich in Baden'.Württemberg wie­
derholt gezeigt, daß der stärkste wirtschaftliche Sog mehr 
oder weniger ins Leere geht, wenn keine freien Arbeitskräfte 
mehr zur Verfügung stehen und in anderen· Gebieten und Be­
reid,en vorhandene Arbeitskräfte auf materielle Anreize nicht 
oder nicht genügend reagieren, weil andere schon bestehende 
oder erwartete wirtschaftliche Vorteile, aber audt ·Werte und 
l<leale entsprechend höher eingeschätzt ~erden. Selbstver­
ständlich soll dadurdt lediglich in Abrede gestellt werden, daß 
zwischen Bevölkerungs- und Wirtschaftswachstum eine auto­
inatische Abhängigkeit gegeben sei. Die Feststellung, daß 
zwischen beiden Ersdteinungen gewisse Wed,selwirkungen 
bestehen, wird <l~gegen keineswegs in Zweifel gezogen. 

Die andere von Griesmeier geäußerte Ansidtt, wonach das 
natiirlidte Wachstum 'sehr stark an Bedeutung verloren h!lhe, 
ist ohne Frage zeitlid1 überholt, denn heute läßt sid, sagen,· 
1!aß beide Komponenten des Bevölkerungswad1stums, nämlich 
sow~hl die durd1 Gehurt und Tod bestimmte wie auch die 
ränmlid,e ,Entwicklung, in der Nachkriegszeit annähernd zu 
gleichen Teilen die Bevölkerungszunahme in Baden-Württem-
berg hewirkt haben. . 

Die Jahresergebnisse der Wan<lerungsbewegung in Baden­
Wiirttemherg wurden in dieser Zeitschrift erst kürzlicl1 ver­
öffentlicht12. Zwar befaßte sich die Untersuchung hauptsädt­
lich. mit der Entwiddung der let~fen Jahre, doch wurde die 
Wanderungsbewegung ·seit der Bildung des Landes in Form 
eines Überblicks dargestellt. Es erübrigt sich daher, hier auf 
Einzelheiten einzugehen. 

Dentlic>he Auswirkungen de': Revölkernngsentwickluug 
bei der Altersstrnktnr 

Die Entwicklung in Baden-Württemberg seit der Bildung 
des Landes war nicht nur durch eine starke ·Bevölkerungszu­
nahme gekennz'eichnet, sondern auch du~ch verschiedene Än­
derungen, die sich im L_aufc der Jahre bei der Bevölkerungs-

!! Vgl:: Die Wanderungsbiwegung Baden.Württembergs in Statisti&che Mo• 
nat_she/te B,aden-Württemberg, Hefl 5/1969, S. 118------123. 
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struktur ergahen. Die Geschlechterproportion der Bevölke­
rung, nach der Anfang des Jahres 1952 auf 1000 Männer 
1152 Frauen kamen, hat sich seither nahezu stetig zugunsten 
des männlichen Geschlechtes verschoben, so daß sie sich bis 
Anfang 1969 auf 1000 : 1085 stellte. Wie Schaubild 2 zu ent­
nehmen ist, lag 1952 die Zahl der Männer bis zu einschließlich 
24 Jahren in jeder Altersstufe höher als die der Frauen. Seit­
her ist diese Grenze bis zum 41. Altersjahr hinaufgerüd<t. In 
den darüberliegendcn Altersjahren wird der Frauenüberschuß 
aber - bedingt durch die höhere durchschnittliche Lebens­
erwartung des weiblichen Geschlechtes - laufend größer und 
verstärkt teilweise noch die damit verbundenen Probleme. 

Besonders deutlich werden die Auswirkungen der Bevölke­
rungsentwid<lung an der Altersgliederung der Bevölkerung. 
Nach dem Bericht, den Schubnell dem Ausschuß für Bevölke­
rungs- und Flüchtlingsfragen der Beratenden Versammlung 
des Europarats erstattete, kann die Darstellung der gegen­
wärtigen Alterspyramide der Bevölkerung in der Bundesrepu­
blik Deutschland „geradezu als eine Manifestation der Bevöl­
kerungsgeschichte von drei Generationen" angesehen wer­
den13. Diese Aussage läßt sich zweifellos ohne jede Einschrän­
kung auf die Verhältnisse von Baden-Württemberg über­
tragen. 

Die Auswirkungen der säkularen demographischen Vor­
gänge, wozu insbesondere die Abnahme der Sterblichkeit und 
der Geburtenrückgang zählen, zeigen sich im Altersbaum der 
Bevölkerung der Bundesrepublik wie auch Baden-Wiirttem­
bergs ebenso wie die Ereignisse, die entscheidend die deutsche 
Bevölkerungsentwicklung der jetzt lebenden Menschen ge­
prägt haben: Beide Weltkriege, die Vertreibung, Flucht und 
Umsiedlung von Millionen von Menschen sowie die damit in 
Verbindung stehende Fluktuation innerhalb der Grenzen, 
schließlich die wachsende Zuwanderung von ausländischen 
Arbeitskräften14• Bei den zuletzt genannten Erscheinungen, 
die allgemein die W anderungsbewegung und speziell den Zu­
strom ausländischer Arbeitskräfte betreffen, ist - wie bereits 
gesagt - Baden-Württemberg weit stärker beteiligt, als es dem 
Bundesdurchschnitt entspricht. Insofern werden die darin be­
gründeten Auswirkungen im Altersaufbau der Bevölkerung 
Baden-Württembergs besonders deutlich sid1tbar15. 

Bei der W anclcrungsbcwegung sind vornchmlid1 Menschen 
im erwerbsfähigen Alter beteiligt, außerdem sincl naturgemäß 
vor allem jüngere Menschen bei clen Wandernden vertreten. 
In besonderem Maße war <lies gerade bei den auslänclisdten 
Arbeit_skräften der Fall, clie im letzten Jahrzehnt in großer 
Zahl nach Baden-Württemherg gekommen sincl. Aus diesem 
Grund sind gegenwärtig bestimmte Altersjahrgänge - etwa in 
den Altersklassen zwischen 20 und 40 Jahren - zahlenmäßig 
weit stärker besetzt als sie es ursprünglich waren. Zu clen 

13 Hermann Sdiubnell: Der Trend der Bevölkerungsentwicklung in Deutsch­
lou<l, Akademie-VcröUentlichung Reihe A Nr. 7 (Deutsdi.e Akademie für 
Bevölkerungswissensdrnh an der Universität Hamburg), Hamburg 1964, 
s. 14. 

"Vgl.: llermann Schubne/1, a. a. 0., S. 7. 
15 Nadi. Flaskämper ist jede Alterspyramide ein „Spiegelbild historischer 

Vorgänge"'. (Paul Flaskämper, ßevölkerungsslotistik, Hamhurg 1962, 
s. 156}. 

Tob,lle5 Bevölkerungsentwicklung 1952 bis 1968 
nacb Altersgruppen 

Altersgruppe 
Wohnbevölkerung am Jahresanfang 

(von ... bis 1952 1968 Bevölkerungs­
zunahme unter ... Jahre) 

----------~--Z_a_h_l ___ !_o/,_0 ~l_____l__jL __ Z_a_h_l_~l~%=-

unter 6 ........ . 
6 his unter 15 ....... .. 

15 bis unter 20 •........ 
20 bis unter 45 ........ . 
45 bis unter 65 ........ . 
65 und mehr .......... . 

Insgesamt ············· 
darunter 

unter 15 ········· 
15 bis unter 65 ......... 

574 614 8,7 925 426 10,8 
968 534 14,7 1 169 200 13,7 
506 956 7,7 572 200 6,7 

2•338 325 35,5 3 021 515 35,3 
l 571 932 23,9 1 902 552 22,2 

627 044 9,5 974 578 11,4 

6 587 405 100 8 565 471 100 

1 543 148 23,4 2 094 626 24,5 
4 417 213 67,1 5 496 267 64,2 

350 812 
200 666 

65 244 
683 190 
330 620 
347 534 

1978 066, 

551 478 
1 079 054 

12,9 
29,2 
21,0 
55,4 

ao,o 

15,7 
21,4 

Tabelle 6 Wohnbevölkerung am Jahresanfang 1952 und 1968 
nach ausgewählten Altersgruppen 

Altersgruppe 

Noch nicht Schulpflichtige unter 6 Jahre 
Volksschulpflichtige 6 bis unter 15 J altre 
Berufsschulpflichtige 15 bis unter 18 Jahre 
Personen im erwerbsfähigen Alter 

15 bis unter 65 Jahre ............. . 
Strafmündige, 14 J ehre und darüber .. . 
Frauen im gebärfähigen Alter, 15 bis 

unter 45 Jahre ................... . 
Vollstraffähige. 1~ Jahre und dariiber .. 
Ehemündige (Frauen ab 16 .. :Männer ab 

21. Lebensjahr) ................... . 
Volljährige und Wahlberechtigte, 21 

Jahre und darü her ................ . 
Personen im Alter von 65 J ehren und 

dariiber ......................... . 

Wohnbevölkerung insgesamt ......... . 

Wohnbevölkerung am 
Jahresanfang 

1952 1968 - -19521966 
-Zohl 

574 6141 925 426 
968 53•1 1 1 169 200 
327 316 1 342 326 

1, 

4417213 5•196267 
5 157 348 6 583 908 

1 444 213 1 760 965 
•I 716 9•ll j 6 128 519 

4 682 663 6 069 164 

% 

' 8,7, 10,8 
14,7 13,7 
5,0' ,/,0 

1 

67,1 6'1,l 
78,JI 76,'1 

1 
41,0· 39,'/ 
71,6171,5 

1 71,ll 70,9 

4 442 061 5 791 786 67,4' 67,6 

62i Q,1,1 : 97,1- 578 9,5 11,•I 

6 587 405 ! 8 565 471 100 100 

bereits hestehenden Störungen im Altersaufbau cler Bevöl­
kerung Baden-Wiirttembergs sind in den letzten Jahren noch 
Verzerrungen größeren Ausmaßes binzugekomnicn. 

Die bereits länger bestehenden Störungen sind zum größten 
Teil in einer langfristigen biologischen Entwicklung begrün­
det, die ihrerseits clurch Rückgang der Sterblichkeit uncl Ah­
nahme cler Gelmrtenhäufigkeit gekennzeichnet ist. Diese Ent­
wicklung hat zusammen mit clen Auswirkungen der Kriegs­
und Krisenzeiten den Altersaufbau cler Bevölkerung schon im 
Grundbild verändert und darüber hinaus in bestimmten 
Altersschichten tiefe Einschnitte oder Ausbuchtungen in der 
sogenannten Alterspyramide bewirkt. So war nach eiern Stand 
von Anfang 1968 heispielsweise die Zahl der 27jährigen Men­
schen in Baden-Württemberg fast doppelt so hoch wie die 
Zahl der 22jäbrigen uncl umgekehrt war clie Zahl der 50 Jahre 
alten Einwohner ungdähr nur halb so groß wie die Zahl cler 
55jäbrigen. 

Alle solche Unregelmäßigkeiten im Altersaufbau wandern 
kiinftig von Jahr zu Jahr wohl in die jeweils höhere Alters­
stufe, sie benötigen aber - uncl das wircl oft nicht ocler zumin­
dest nid1t genügend beachtet - zum Durchlauf der gesamten 
Alterspyramide einen Zeitraum von annähernd hundert J ah­
ren. Hinzu kommt, daß sich solche durch Kriegs- und Krisen­
zeiten verursachten Ebbe- uncl Fluterscheinungen der Ehe­
schließungs- und Geburtenhäufigkeit, clie sich dann zwangs­
läufig in der Alterspyramide durch entsprechende Ein- ocler 
Ausbuchtungen niederschlagen, über zwei, drei und vier Gene­
rationen noch fortsetzen, wenn auch in jeweils abgeschwächter 
Form {Eilert-Sundsches Gesetz). 

U11abhängig davon, in welcher Form clie Wunden, die durch 
Kriege und Krisen in den Altersbaum der Bevölkerung ge­
schlagen worden sind, in entfernterer Zukunft vernarbei:i wer­
den16, sind sie in der Zeit des Bestehens des Landes Baden­
Württemberg voll sichtbar geblieben und wirken sich weiter­
hin aus. Bei der untersd1iedlichen Besetzung einzelner Alters­
jahrgänge, wie sie gegenwärtig gegeben ist, können selbst 
innerhalb verhältnismäßig kurzer Zeitspannen im Umfang 
und in der Gliecle~ung bestimmter Altersgruppen starke Ände­
rungen eintreten. Ein Beispiel clafür aus der jüngsten Ver­
gangenheit bilden clie Schwankungen in der Zahl der Schüler 
und der ins Erwerbsleben tretenden Jugencllichen. Alle er­
wähnten Tatsachen erklären es, ja erfordern es geradezu, daß 
auf clie Altersgliederung der Bevölkerung in Baden-Württem­
berg, wie sie sich zur Zeit der Gründung des Landes darstellte 
und sich bis heute verändert hat, eingegangen wird. 

Beim Vergleich der Altersgliederung muß aus Material­
gründen auf Jahresanfang 1952 uncl 1968 zurückgegriffen 
werden. In diesem sechszehn Jahre umfassenden Zeitraum ist 

115 Vgl.: Voraussid1tlidie Entwiddung der Bevölkerung in Baden-Württem­
berg bis zum )ohr 1985 in Statistische Monatshefte Badcn-Wiirttemberg, 
Heft 6/1968, S. 152 f. 
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Tabelle 7 Wohnbevölkerung am Jahresanfang 1952 und 1968 nach Geschlecht und Altersgruppen 

Alters­
gruppe 

(von ... bis 
unter 
Jahre) 

Wohnbevölkerung am Jahresanfang 

1968 - Zu• bzw. Abnahme 
insge;-.m-t - ---m-äMl-ie_h_ - - ~ciblfCh - -i-ns-g~a~l - - --m-il-_ n-n-1-ic_h ___ w_e_i_b--lic_h __ --,-in_s_g_e,-•-m_t_---c--_m_a""·n-n~h~. c"C"h----c----weibli~ 

z-;J;i-~ z;;J;"tj'¾,~
1 
__ Z_a_h_l ~' ~%~- Z~% Zahl I % Zahl I fc,__ _ Zahl I % Zahl 1 .% -Z~.%-

unter 1 ..... 
1 bis unter 6 
6 bis unter 14 

14 bis unter 15 
15 bis unter 18 
18 bis unter 20 
20 bis unter 25 
25 bis unter 30 
30 bis unter 35 
35 bis unter 40 
40 bis unter 45 
45 bis unter 50 
50 bis unter 55 
55 bis unter 60 
60 bis unter 65 
65 u. mebr .... 

102 221 
472 393 
855 443: 
113 091: 
327 3161 
179 640' 

501 607'1 
478 283 
395 185 
437 6831 
525 567, 
500 7531 

436 109
1
1 

346 034 
289 0361 
627 044, 

1,6 
7,2 

13,0 
1,7 
5,0 
2,7 
7,6 
7,3 
6,0 
6,6 
8,0 
7,6 
6,6 
5,3 ,,.,, 
9,5 

52 387 
241 740 
434 886 

57 519 
165 826 
91 188 

254 185 
208 896 
164 000 
185 Oll 
231 962 
232 333 
199 573 
144 333 
122 221 

1,7 
7,9 

14,2 
1,9 
5,4 
.3,0 
8,3 
6,8 
5,4 
6,0 
7,6 
7,6 
6,5 
4,7 
4,0 
9,0 

1 

49 8341 
230 653. 
420 557•1· 

55 572 
161 490, 
88 452: 

247 422i 
269 387 
231 185! 
252 6721· 
293 605, 
268 420 
236 536• 
201 701 
166 815 
351 962 

1.4 
6,5 

11,9 
1,6 
4,6 
2,5 
7,0 
7,6 
6,6 
7,2 
8,3 
7,6 
6,7 
5,7 
4,7 

10,0 

152 2721 
773 154 

1056 137' 
113 0631 
342 326 
229 874 
533 234 
739 374 
646 169 
569 716 
533 022 
481 929 
407 328 
532 274 
481 021 
974 578 

1,8 
9,0 

12,3 
1,3 
•1,0 
2,7 
6,2 
8,6 
7,5 
6,7 
6,2 
5,6 
4,8 
6,2 
5,6 

11,4 

77 9491 1 9 74 32311,7 50 051 49,0 25 5621 48,8 
396 125 9,7 377 029 8,4 300 761 63,7 154 385 63,9 
540 532113,2 515 6051 11,5 200 694 23,5 105 6461 24,3 

57 405 1,4 55 6581 1,2 - 28 - 0,0 - 114 - 0,2 
174 766 4,3 167 560 3,7 15 010 4,6 8 940 5,4 
117 522 2,9 112 352 2,5 so 234 28,0 26 334, _ 28,9 
268 2421 6,6 264 992 5,9 31 627 6,3 14 057 . 5,5 
387 168 9,5 352 206 7,9 261 091 54,6 178 272 85,3 
341 103 8,3 305 066 6,8 250 984 63,5 177 1031108,0 
298 747 7,3 270 969 6,1 132 033 30.2 113 736 61,5 
245 202 6,0 287 820 6,4 7 455 1,4 13 240 5,7 
202 Oll 4,9 279 918 6,3 - 18 824 - 3,8 - 30 3221 -13,1 
170 3291 4,2 236 999 5,3 - 28 781 - 6,6 - 29 2441-14,7 
227 923 5,6 304 351 6,8 186 240! 53,8 83 5901 57,9 
209 954 5,1 271 067 6,1 191 99511 66,4 87 733 71,8 
377 2381 9,2 597 340 13,4 347 534 55,4 102 156i 37,1 

24 489 •19,1 
146 376 63,5 
95 048 22,6 

86 0,2 
b 070 3,8 

23 9001 27,0 
17 570 7,1 

82 819130,7 
73 881 32,0 
18 297 7,2 

- 5 785 - 2,0 
11 4981 4,3 

463 0,2 
·102 (iSOI 50,9 
104252162,5 
245 378 69,7 

Insge83mt ..... 6587 4051 100 

275 0821 

3061142 100 3526 263, 100 8565 471, 100 4092 216 100 4473 255 100 1978 066: 80,0 1031 074, 88,7 946 992 i 26,9 

die Gesamtbevölkerung Baden-Württembergs laut Tabellen 
.5 bis 7 um 1978066 Personen oder um genau 30 0/o gewachsen. 
Die Zunahme clcr einzelnen Altersgruppen ist jedoch iiheraus 
unterschiedlich. So stieg von Anfang 1952 his Anfang I 968 clic 
Zahl der Kinder und Jugendlichen his zu 15 J ahrcu um 35,7 0/o 
und die Zahl der Menschen im Alter von 65 Jahren und dar­
iiher sogar um iiher die Hälfte, nämlich um 55,4 0/o. Demgegcn­
iiher nahm der im sogenannten erwerbsfähigen Alter zwischen 
15 und 65 Jahren stehende Bevölkerungsteil in den letzten 
16 Jahren vergleichsweise „nur" um 24,40/o zu. 

Teilt man die drei großen Bereiche in Untergruppen auf, 
zcii;cn sich teilweise noch größere Unterschiede. So nahm von 
Anfang 1952 bis Anfang 1963 beispielsweise die Zahl der Kin­
der unter sechs Jahren mehr alö doppelt so stark wie die Ge­
samtbevölkerung zu, nämlidt um 61,10/o, das heißt um mehr 
als drei Fiinftel. In der großen Gruppe der Bevölkerung im 
erwerbsfähigen Alter ist in ßaden-Wiirttemberg zwischen 
Jahresanfang 1952 und Jahresanfang 1968 die Zahl der Men­
schen im Al tcr von 20 his zu ,15 Jahren wegen der gerade die­
sen Altersbereich trcITcnden hohen Wanderungsgewinne um 
29,2 0/o gestiegen, also fast so stark wie die Gesamtbevölke­
rung (.'30,0 0/o), während in der Altersgruppe von IS bis zu 
~O J ahrcn nur eine Zunahme von 12,9 0/o zu verzeichnen war. 
Zu der letztgenannten Gruppe zählten Anfang 1952 unter 
anderem die verhältnismäßig stark besetzten Geburtsjahr­
gänge hei Beginn des Dritten Reiches, dagegen wurde Anfang 
1968 diese Gruppe von den nicht gerade starken Jahrgängen 
der Zeit kurz nacli dem Zweiten Weltkrieg gebildet. 

An dieser Stelle muß noch einmal ausdriicklich an die an­
fangs getroffene Feststellung erinnert werden, wonach der 
starke Bevölkerungszuwachs der Nachkriegszeit nicht nur eine 
Steigerung der Leistungskraft Baden-Wiirttcmbergs, sondern 

auch eine Fiillc neuer Aufgaben für die Allgemeinheit"mit sidt 
gebracht hat. Denn es zeigt sid1 bei eiern überaus unterschied­
lichen Zuwachs der Altersgruppen, daß viele dieser Aufgaben 
nicht proportional der Gesamtzunahme für Baden-Württem­
berg' gewachsen sind, sondern entsprechend den Veränderun­
gen der einzelnen Altersbereiche in ganz verschiedenem Aus­
maß. Besonders zu berücksichtigen ist dabei die Tatsache, daß 
seit Bildung des Landes Baden-Württemberg der im erwerbs­
fähigen Alter stehende Bevölkerungsteil trotz der hohen Zu­
wanderung in- und ausländischer Arbeitskräfte relativ weit 
schwächer gewachsen ist als die Gruppe der jüngeren und älte­
ren Menschen unter 15 und über 65 Jahren. 

Die Veränderungen im Altersaufbau und die eng damit zu­
sammenhängenden Veränderungen der Erwerbsstruktur, des 
Erwerbslebens usw. werfen eine Menge von Fragen auf, deren 
Klärung in jedem Fall eingehende Untersuchungen voraus­
setzt, die zweifellos den Rahmen dieses Beitrags sprengen 
wiirden. Auf die Tatsad,e als soldrn mußte jedoch an dieser 
Stelle hingewiesen werden. Ein Teil der erwähnten Verände­
rungen ist weitgehend unabhängig von dem Anwad1sen der 
Bevölkerung eingetreten. Ebenso steht aber auch fest, daß die 
erhebliche Bevölkerungszunahme der vergangenen scd1zehn 
Jahre die damit verbundenen Probleme eingeleitet und sie 
zum Teil sogar erheblich verstärkt hat. 

In einem zweiten Abschnitt wird sich die Untersuchung der 
Bevölkerungsentwicklung in Baden-Württemberg seit der Bil­
dung clcs Landes eingehend mit regionalen Gesid1tspunkten 
befassen. Dabei sollen die Unterschiede in der regionalen Ent­
wicklung, etwa nach Regierungsbezirken und Kreisen oder 
auch nad1 Gemeindegrößenklassen, Stadtregionen, Ballungs­
räumen usw., aufgezeigt und analysiert werden. Der zweite 
Teil wird im Spätjahr 1969 ebenfalls in dieser Zeitschrift ver-
öffentlicht werden. Dipl.-Volkswirt Paul Stcinki 

Studienerfolge deutscher Studierender in aus~enältlte11 Studienfäd1er11 
- Ein methodisd1er Beitrag zum Problem der Bcredrnung von Erfolgsquoten -

Ohwohl die Studierenden an wissenschaftlichen Hod1schulcn 
schon seit langem einrr intensiven statistischen Erfassung 
unterliegen, gibt es iihcr die so wichtige Frage, wie viele der 
Studienanfänger ihr Studium zu einem erfolgreichen Ende 
fiihrcn und wie viele von ihnen die Universitäten vorzeitig 
verlassen, keine zuverlässigen quantitativen Informationen. 
Es liegen iiber diese Tatbestände zwar eine Reihe von Unter­
suchungen vor, die jedoch iiher grobe Sc/1iitz1111gen lawm. hin-
1m.sgeh en 1• 

1 Ygl. 1lt1mJ"'• S,·yl,l'rl. S,./111/z: ,,Die f;lulisti1,d1c Ermi1tlu11g 1lcr Al,gängc 
1111d clrr S1u4Jic111latH'r 1111 wi!o.!lt'J1Sdu1rtliMw11 llod1!id1t1l1:11" in Allgemeines 
Sta1is1isd1cs Ard1iv, 50. Ba1ul 1966, Hd1 3, S. 17.t ff. 

Durch die im Wintersemester 1966/67 eingeführte Hodt- · 
schul-Verlaufstatistik wird kiinflig auch iibcr diesen Tatbe­
stand eine statistische Aussage möglid1 sein. Diese Erhebung 
erfaßt, wie schon die davor durchgeführte Große Hochschul­
statistik, alle Studierenden mittels Individualfragebogen; 
durd, zusätzliche Aufnahme von Identifikationsmerkmalen 
können jetzt jedoch auch Studienverläufe verfolgt und analy­
siert werden. Die Verlaufstatistik wird abgerundet durch eine 
individuelle Priifungsstatistik sowie eine Statistik der Exma­
trikulierten. Sowie diese beiden zusätzlid1en Erhebungen in 
allen Bundesländern aufgenommen sind, wären die entscl1ei­
dcnden Voraussetzungen zur Ermittlung einer aussagefähigen 
Erfolgsquote gcsdrnffen. 
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